Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/ 2536 


Der Bundesminister für 

Familie und Jugend Bad Godesberg, den 2. Februar 1968 

II 2 - 2984.3 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Reform des Familienlastenausgleichs 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2496 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich wie 
folgt: 


1. Inwieweit sind die Zahlen und Angaben der Finanzplanung des 
Bundes 1967 bis 1971 — Drucksache V/2065 — zum Familien- 
lastenausgleich — von den Abweichungen im Entwurf des Fi- 
nanzänderungsgesetzes 1967, II. Teil und weiteren Anderungsbe- 
schlüssen im Bundestag abgesehen — ■ als überholt zu betrach- 
ten? 

Die Bundesregierung bereitet zur Zeit die Anpassung und 
Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung für den Zeit- 
raum von 1969 bis 1972 vor. Erst nach Abschluß dieser Arbeiten 
kann die Frage 1 beantwortet werden. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung in dieser Wahlperiode — und 
wenn ja, bis wann — noch einen Gesetzentwurf zur teilweisen 
Änderung oder zur Verbesserung der bisherigen direkten und 
indirekten Leistungen oder zur Reform des gesamten Familien- 
lastenausgleichs vorzulegen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, einen Gesetzentwurf zur 
Verbesserung des Familienlastenausgleichs vorzulegen. Ein 
Zeitpunkt für die Vorlage des Entwurfs kann noch nicht ange- 
geben werden (vgl. die Antwort zu den Fragen 3 bis 5). 


3. Welche Änderungen sind dabei geplant im Hinblick auf 

a) die Höhe bzw. Staffelung des Kindergeldes bzw. der Kinder- 
zuschüsse nach dem Bundeskindergeldgesetz, dem Bundes- 
besoldungsgesetz, nach den Tarifverträgen für Arbeiter und 
Angestellte des Bundes, den Sozialversicherungsgesetzen 
usw., 
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b) die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen 
(Zahl und Altersgrenze der Kinder, Kindschaftsverhältnis, 
Einkommen des Unterhaltsverpflichteten und der Kinder, 
Art der Beschäftigung oder Tätigkeit der Kinder oder des 
Unterhaltsverpflichteten) , 

c) die Gewährung von Steuerfreibeträgen? 

4. Soll die Finanzierung des Familienlastenausgleichs in der Zu- 
kunft ganz oder teilweise erfolgen über 

a) eine Sondersteuer, und wenn ja, 
aa) in welchem Gesamtvolumen, 

bb) auf welcher Basis (steuerpflichtiges, sozialversicherungs- 
pflichtiges Einkommen bzw. Entgelt, Kopfquote, Lohn- 
summenbezogenheit usw.), nach welchen Bemessungs- 
grenzen und nach welchen Bemessungssätzen, 
cc) für welche Personen und Institutionen, 

b) eine Sonderabgabe (neuer Sozialbeitrag) und wenn ja, 
aa) in welchem Gesamtvolumen, 

bb) auf welcher Basis, nach welchen Bemessungsgrenzen und 
welchen Bemessungssätzen, 
cc) für welche Personen und Institutionen, 

c) eine Erhöhung bestehender Steuern und Sozialabgaben und 
wenn ja, in welcher Form oder 

d) eine Kombination der in a) bis c) erwähnten Möglichkeiten? 

5. Ist für den gesamten Familienlastenausgleich oder einen Teil 
eine eigene neue Einrichtung vorgesehen und wenn ja, in wel- 
cher Form und mit welchen Aufgaben im Hinblidc auf die Fi- 
nanzierung, die Gewährung und die Auszahlung der einzelnen 
Leistungen? 

Diese Fragen sind Gegenstand der Beratungen des von der 
Bundesregierung gebildeten Kabinettsausschusses für die Re- 
form des Familienlastenausgleichs. Bevor dieser Kabinettsaus- 
schuß seine Beratungen nicht abgeschlossen und die Bundes- 
regierung sich mit dem Ergebnis dieser Beratungen befaßt hat, 
können die Fragen nicht beantwortet werden. 

6. Welche direkten und indirekten Leistungen ordnet die Bundes- 
regierung dem Familienlastenausgleich zu und um welche Jah- 
resbeträge (in Millionen DM) handelt es sich jeweils nach ihrer 
Auffassung in den Jahren 1967 bis 1971? 

Die wirtschaftliche Belastung durch Kinder wird bei der Ein- 
kommensgestaltung durch folgende Umverteilungsmaßnahmen 
des Familienlastenausgleichs im engeren Sinne berücksichtigt: 

I. Direkte Leistungen (in Klammern der Aufwand im Jahre 
1967 in Millionen DM): 

Kindergeld (2 600) 

Kinderzuschlag für Angehörige 

des öffentlichen Dienstes ^) (1 440) 

Kinderzuschuß und ähnliche Leistungen des So- 
zialversicherungs-, Kriegsopferversorgungs- und 
Lastenausgleichsrechts (500 ^) ; 

^) Ohne familienbezogene Teile des Ortszuschlags. Da der Kinderzuschlag im 
öffentlichen Dienst steuerpflichtig ist, wurde die darauf entfallende Lohn- 
bzw. Einkommensteuer abgezogen (geschätzt: 360 Millionen DM). 

^) geschätzt: Vgl. hierzu den dem Deutschen Bundestag zugeleiteten ersten 
Bericht der Bundesregierung über die Lage der Familien in der Bundesre- 
publik: Abschnitt I des Anhangs („Leistungskatalog"). 
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II. Indirekte Vergünstigungen; 

Einkommen- bzw. Lohnsteuerermäßigung auf 
Grund von Kinderfreibeträgen (4 000). 

Der Aufwand für 1968 wird sich voraussichtlich etwa in den 
gleichen Größenordnungen halten. In den dann folgenden Jah- 
ren wird der Aufwand an direkten Leistungen sich entspre- 
chend der Zunahme der Kinderzahl erhöhen. Das gilt auch für 
die genannte Steuerermäßigung, bei der sich zusätzlich eine 
Steigerung der Einkommen auswirken wird. 


7. Sind Pressemitteilungen über einen Vorschlag des Bundesfa- 
milienministers zutreffend, nach dem zur Finanzierung des Kin- 
dergeldes eine Art „Sondersteuer (Sonderabgabe)" vorgesehen 
war und weiche grundsätzliche und aus der konkreten Situation 
bedingte Stellung nimmt die Bundesregierung zur Finanzierung 
bisheriger, zusätzlicher oder neuer Leistungen des Familienla- 
stenausgleichs 

a) über neue Steuern oder neue Sozialabgaben, 

b) über eine Erhöhung bestehender Steuern und Sozialabgaben 
und 

c) über wachsende Steuereinnahmen nach den geltenden Steu- 
ertarifen ein? 


Pressemeldungen über einen Vorschlag des Bundesministers 
für Familie und Jugend, eine „Sondersteuer (Sonderabgabe)" 
zur Finanzierung des Kindergeldes vorzusehen, treffen nicht 
zu. Im Bundesministerium für Familie und Jugend werden 
allerdings seit einigen Monaten Überlegungen darüber ange- 
stellt, wie der Familienlastenausgleich verbessert, insbesondere 
gerechter und wirksamer gestaltet werden kann. 

Für den zweiten Teil dieser Frage gelten die Ausführungen zu 
den Fragen 3, 4 und 5. 


8. Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf unerfüllbare Erwar- 
tungen und Hoffnungen bei Kindergeldempfängern wie auch im 
Hinblick auf Befürchtungen bei möglichen Abgabeverpflichteten 
wegen neuer Belastungen für verantwortlich, wenn von einem 
Teil ihrer maßgeblichen Mitglieder fortwährend Ankündigungen 
und Andeutungen über angebliche Reformen oder Reformpläne 
erfolgen, die entsprechende Spekulationen in der Öffentlichkeit 
nach sich ziehen müssen, solange bei ihr konkrete Vorstellungen 
weder über den erforderlichen Leistungsrahmen noch die Art 
und Möglichkeiten seiner Finanzierung bestehen, von der Ge- 
staltung im einzelnen ganz zu schweigen? 

Der Herr Bundeskanzler hat am 20. Januar 1967 eine Reform 
des Familienlastenausgleichs angekündigt, in deren Rahmen 
der Wegfall der Ausbildungszulage wettgemacht werden soll. 
Erklärungen, die darüber hinausgehen, sind von Mitgliedern 
der Bundesregierung nicht abgegeben worden. Demgemäß hat 
die Bundesregierung auch keinen Anlaß zu unberechtigten 
Hoffnungen über die künftige Gestaltung des Familienlasten- 
ausgleichs gegeben. 


Dr. Heck 
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